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Aktuelle Steuer-Informationen 

Dezember 2019 

 
Die Gesetzesmaschinerie läuft derzeit auf Hochtouren: Die Reform der Grundsteuer und das Dritte 

Bürokratieentlastungsgesetz sind nach der Zustimmung des Bundesrates bereits in „trockenen Tüchern“. 

Und auch das Jahressteuergesetz 2019 und das Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 

im Steuerrecht (u.a. Erhöhung der Entfernungspauschale und Förderung der energetischen Sanierung) 

sind auf der Zielgeraden. 

 

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen:  

 

 Wird für ein langfristiges Darlehen erst nach dem Bilanzstichtag eine Verzinsung vereinbart, schützt 

das nicht vor einer Abzinsung des Darlehensbetrags. Die Folge: Der Abzinsungsgewinn unterliegt 

der Einkommen- und Gewerbesteuer. 

 

 Eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs zeigt, dass Gesellschafter einer Personengesellschaft 

rechtzeitig prüfen sollten, ob ihnen Sonderbetriebsausgaben entstanden sind und ob sie diese auch 

geltend gemacht haben. Eine spätere Berücksichtigung in einem Folgejahr scheidet nämlich grund-

sätzlich aus. 

 

 Übernimmt ein Unternehmen die Umzugskosten seiner Arbeitnehmer wegen einer konzerninternen 

Funktionsverlagerung aus dem Ausland in das Inland, ist nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ein 

Vorsteuerabzug möglich. Dies gilt zumindest dann, wenn ein übergeordnetes betriebliches Interesse 

an dem Umzug besteht. 

 

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für Dezember 2019. Viel Spaß 

beim Lesen ! Generell gilt wie immer bei den weniger erfreulichen News: Ich bin nur der Bote ! 
 

 

 

Ihr 

Norbert Reuter 

Steuerberater  
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ALLE STEUERZAHLER 

 

Reform der Grundsteuer und Bürokratieentlastung in „trockenen Tüchern“ 
 

| Der Bundesrat hat der Reform der Grundsteuer und dem Dritten Bürokratieentlastungsgesetz zuge-

stimmt. Die Gesetzespakete können somit alsbald in Kraft treten. | 

 

Reform der Grundsteuer: Ab 2025 wird die 

Grundsteuer nach neuen Regeln erhoben. Neu ist 

hier insbesondere, dass die Grundstücke nun 

nach einem wertabhängigen Modell bewertet 

werden. Nach der Grundgesetzänderung können 

die Bundesländer aber vom wertabhängigen 

„Bundes-Modell“ abweichen. 

 

Derzeit ist noch unklar, welche Bundesländer 

von dieser Öffnungsklausel Gebrauch machen 

werden und ob bzw. welche Kommunen ihren 

Hebesatz anpassen. Somit ist noch keine verläss-

liche Aussage zu den finanziellen Auswirkungen 

im Einzelfall möglich. 

 

Drittes Bürokratieentlastungsgesetz: Von den 

Maßnahmen sind steuerlich insbesondere fol-

gende Punkte relevant: 
 

 Für die betriebliche Gesundheitsförderung 

wurde der Freibetrag von 500 EUR auf 600 

EUR je Arbeitnehmer im Kalenderjahr ange-

hoben. Dies gilt ab 2020. 

 

 Der Vorjahresumsatz für die umsatzsteuerli-

che Kleinunternehmergrenze wurde von 

17.000 EUR auf 22.000 EUR angehoben. 

Die Neuregelung tritt am 1.1.2020 in Kraft. 

 

 Für Neugründer wurde die Verpflichtung zur 

monatlichen Abgabe der Umsatzsteuer-Vo-

ranmeldung für die Besteuerungszeiträume 

2021 bis 2026 ausgesetzt.  

 
Quelle | 982. Sitzung des Bundesrates vom 8.11.2019 

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Jahressteuergesetz 2019: Bundestag verabschiedet Gesetzespaket 
 

| Der Bundestag hat das „Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Än-

derung weiterer steuerlicher Vorschriften“ (sogenanntes Jahressteuergesetz 2019) am 7.11.2019 be-

schlossen. Vorbehaltlich der Zustimmung des Bundesrats kann es somit in Kürze in Kraft treten. Nach-

folgend werden einige wichtige Änderungen im Vergleich zum ursprünglichen Regierungsentwurf vor-

gestellt. | 

 

Elektromobilität: Zusätzlich zu den bereits im 

Regierungsentwurf enthaltenen Maßnahmen zur 

Dienstwagenbesteuerung wurde u.a. Folgendes 

ergänzt: Bei Anschaffung nach dem 31.12.2018 

und vor dem 1.1.2031 ist die Bemessungsgrund- 

lage nur zu einem Viertel anzusetzen, wenn das 

Kraftfahrzeug keine Kohlendioxidemission hat 

und der Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs 

nicht mehr als 40.000 EUR beträgt. 
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Bei der Wohnungsbauprämie wurde die Förder-

höchstgrenze auf 700 EUR bzw. auf 1.400 EUR 

erhöht. Gleichzeitig wurde der Prämiensatz auf 

10 % angehoben. Dies ergibt bei voller Aus-

schöpfung eine Prämie von 70 EUR für Singles 

und 140 EUR für Zusammenveranlagte pro Jahr. 

In den Genuss der Wohnungsbauprämie kom-

men diejenigen, die die höheren Einkommens-

grenzen von 35.000 EUR bzw. 70.000 EUR 

nicht überschreiten. Die neuen Werte gelten ab 

dem Sparjahr 2021. 

 

Arbeitgeber können Sachbezüge an ihre Arbeit-

nehmer bis zu 44 EUR pro Monat steuerfrei ge-

währen. Die nicht zu den Einnahmen in Geld ge-

hörenden Gutscheine und Geldkarten bleiben ab 

2020 aber nur noch dann außer Ansatz, wenn sie 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-

lohn gewährt werden. Zudem dürfen die Karten 

keine Barzahlungs- oder Wandlungsfunktion in 

Geld haben. 

 

Wertlose Aktien: Die Regelung, wonach die Un-

einbringlichkeit einer Kapitalforderung sowie 

die Ausbuchung oder Übertragung wertloser 

Wirtschaftsgüter keine Veräußerung mehr sein 

soll, wurde gestrichen. Damit können etwaige 

Verluste weiterhin mit Einnahmen aus Kapital-

vermögen verrechnet werden.  

 
Quelle | Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der 

Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften, BT-Drs. 19/14873 vom 6.11.2019; CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion, PM vom 6.11.2019

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Steuerliche Maßnahmen im Klimaschutzprogramm 2030 auf der Zielgeraden 
 

| Am 15.11.2019 hat der Bundestag das „Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im 

Steuerrecht“ verabschiedet. Jetzt muss noch der Bundesrat zustimmen. Enthalten sind einige Steuerent-

lastungen, die alle Steuerpflichtigen im Blick haben sollten. | 

 

Energetische Sanierung 

 

Energetische Maßnahmen an einem zu eigenen 

Wohnzwecken genutzten eigenen Gebäude (be-

günstigtes Objekt) sollen ab 2020 durch eine 

Steuerermäßigung gefördert werden. Vorausset-

zung: Das Objekt ist bei der Durchführung der 

Maßnahme älter als zehn Jahre (maßgebend ist 

der Herstellungsbeginn).  

 

Begünstigte Maßnahmen sind:  
 

 Wärmedämmung von Wänden, Dachflächen 

und Geschossdecken, 

 Erneuerung der Fenster, Außentüren oder 

der Heizungsanlage, 

 Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsan-

lage, 

 Einbau von digitalen Systemen zur energeti-

schen Betriebs- und Verbrauchsoptimierung, 

 Optimierung bestehender Heizungsanlagen, 

sofern diese älter als zwei Jahre sind. 

 

Beachten Sie | Der Steuerpflichtige muss die 

Rechnung unbar bezahlt haben. Durch eine 

(nach amtlichem Muster) erstellte Bescheini-

gung des ausführenden Fachunternehmens muss 

nachgewiesen werden, dass die Voraussetzungen 

erfüllt sind. 
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Die Steuerermäßigung soll über drei Jahre ver-

teilt werden. Insgesamt soll je Objekt ein Förder-

betrag in Höhe von 20 % der Aufwendungen 

(höchstens jedoch 40.000 EUR) für diese be-

günstigten Einzelmaßnahmen bestehen. Damit 

könnten Aufwendungen bis 200.000 EUR be-

rücksichtigt werden. 

 

Ein Steuerabzug scheidet aus, soweit die Kosten 

als Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonder-

ausgaben oder außergewöhnliche Belastungen 

berücksichtigt worden sind. Wird bereits die 

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 

beansprucht, ist eine Steuerermäßigung für diese 

Aufwendungen ebenfalls ausgeschlossen. 

 

Beachten Sie | Es sollen energetische Maßnah-

men gefördert werden, mit denen nach dem 

31.12.2019 begonnen wird und die vor dem 

1.1.2030 abgeschlossen sind. 

 

Ermäßigte Umsatzsteuer für Bahnfahrten 

 

Bei der Umsatzsteuer werden derzeit u. a. die 

Umsätze im schienengebundenen Personennah-

verkehr mit 7 % ermäßigt besteuert. Die Begüns-

tigung soll nun (ab 1.1.2020) auf den schienen-

gebundenen Personenfernverkehr im Inland er-

weitert werden, ohne dass es auf die Beförde-

rungsstrecke ankommt. 

 

Beachten Sie | Im Gegenzug zu dieser Steuersen-

kung soll die Luftverkehrsteuer steigen 

 
Quelle | Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzpro-

gramms 2030 im Steuerrecht, BT-Drs. 19/15125 vom 

13.11.2019 

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Keine außergewöhnliche Belastung: Prozesskosten für Studienplatzklage 
 

| Tragen Eltern Gerichts- und Anwaltskosten für eine sogenannte Kapazitätsklage mit dem Ziel, ihrem 

Kind einen Studienplatz zu verschaffen, führt dies nicht zu außergewöhnlichen Belastungen. So lautet 

eine aktuelle Entscheidung des Finanzgerichts Münster. | 

 

Sachverhalt 

Die ZVS hatte den Sohn der Steuerpflichtigen 

nicht zum Medizinstudium zugelassen. Da-

raufhin erhob sie eine Kapazitätsklage, weil 

einige Universitäten ihre Ausbildungskapazi-

täten nicht vollständig ausgeschöpft hätten. 

Die Gerichts- und Rechtsanwaltskosten 

machte sie in ihrer Steuererklärung als außer-

gewöhnliche Belastungen geltend – letztlich 

aber ohne Erfolg. 

 

Bei den Prozesskosten handelt es sich um typi-

sche Aufwendungen für eine Berufsausbildung. 

Hierunter fielen nach der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs aus 1984 auch erhöhte Kos-

ten, die durch das Bewerbung- oder Auswahlver-

fahren entstehen. Diese Rechtsprechung, so das 

Finanzgericht, ist auch nach dem Wegfall des 

allgemeinen Ausbildungsfreibetrags anwendbar, 

da nunmehr die Freibeträge des § 32 Abs. 6 Ein-

kommensteuergesetz den Ausbildungsbedarf ei-

nes Kindes umfassen. 

 
Quelle | FG Münster, Urteil vom 13.8.2019, Az. 2 K 

3783/18 E; BFH-Urteil vom 9.11.1984, Az. VI R 40/83 
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ALLE STEUERZAHLER 

 

Gesetzesvorhaben: Eindämmung von Share Deals verschoben 
 

| Mit dem „Gesetz zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes“ will die Bundesregierung erreichen, 

dass Immobilieninvestoren die Grunderwerbsteuer nicht mehr so leicht umgehen können. Im Kern geht 

es darum, Steuergestaltungen mittels Share Deals im Grunderwerbsteuerrecht einzudämmen. Doch die-

ses Gesetz wird nun nicht mehr in 2019 verabschiedet werden. | 

 

Ursprünglich sollte das Gesetz bis Ende Novem-

ber 2019 in „trockenen Tüchern“ sein und die 

Änderungen zum 1.1.2020 in Kraft treten. In ei-

ner Pressemitteilung vom 24.10.2019 hat die 

SPD-Bundestagsfraktion aber nun mitgeteilt, 

dass die Neuregelungen nicht am 1.1.2020 in 

Kraft treten werden. Vielmehr soll das Gesetz-

gebungsverfahren im ersten Halbjahr 2020 zum 

Abschluss gebracht werden. 

 
Quelle | SPD-Bundestagsfraktion, Pressemitteilung vom 

24.10.2019 

 

 

KAPITALANLEGER 

 

Antrag auf Verlustbescheinigung ist bis zum 15.12.2019 zu stellen 
 

| Erteilen Ehegatten einen gemeinsamen Freistellungsauftrag, kann eine übergreifende Verrechnung von 

Verlusten über alle Konten und Depots der Ehegatten erfolgen. Falls lediglich die übergreifende Ver-

lustverrechnung beantragt werden soll, kann auch ein Freistellungsauftrag über 0 EUR erteilt werden. | 

 

Hat ein Anleger bei einer Bank einen Verlust er-

zielt und bei einer anderen Bank positive Ein-

künfte erwirtschaftet, ist eine Verrechnung zwi-

schen den Banken nicht möglich. In diesen Fäl-

len gibt es folgende Option: Stellt der Steuer-

pflichtige bis zum 15.12. des jeweiligen Jahres 

bei dem Kreditinstitut, bei dem sich der Ver- 

lustverrechnungstopf befindet, einen Antrag auf 

Verlustbescheinigung, kann er bei der Veranla-

gung eine Verlustverrechnung vornehmen.  

 

Beachten Sie | Der Verlust wird dann aus dem 

Verrechnungstopf der Bank herausgenommen 

und die Bank beginnt 2020 wieder bei Null. 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Elektronische Kassen: Nichtbeanstandungsfrist bei Sicherheitseinrichtungen bis 30.9.2020 
 

| Eigentlich müssen bestimmte elektronische Aufzeichnungssysteme (insbesondere elektronische Kas-

sensysteme und Registrierkassen) ab dem 1.1.2020 über eine zertifizierte technische Sicherheitseinrich-

tung (TSE) verfügen. Weil die Sicherheitseinrichtungen aber nicht (flächendeckend) am Markt verfüg- 
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bar sind, beanstandet es das Bundesfinanzministerium nicht, wenn die Aufzeichnungssysteme bis zum 

30.9.2020 noch nicht über eine TSE verfügen. | 

 

Bis zur Implementierung der TSE, längstens für 

den Zeitraum der Nichtbeanstandung, ist die di-

gitale Schnittstelle der Finanzverwaltung für 

Kassensysteme (DSFinV-K) nicht anzuwenden. 

 

Zudem wird von der Meldung der Kassen und 

Aufzeichnungsgeräte an die Finanzverwaltung 

(vgl. § 146a Abs. 4 der Abgabenordnung) bis 

zum Einsatz einer elektronischen Übermittlungs-

möglichkeit abgesehen. Der Zeitpunkt des Ein-

satzes der Übermittlungsmöglichkeit wird im 

Bundessteuerblatt bekannt gegeben. 

 
Quelle | BMF-Schreiben vom 6.11.2019, Az. IV A 4 -S 

0319/19/10002 :001 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Langfristdarlehen: Rückwirkend vereinbarte Verzinsung schützt nicht vor Abzinsung 
 

| Eine rückwirkend auf den Vertragsbeginn vereinbarte Verzinsung eines zunächst unverzinslich ge-

währten Darlehens ist bilanzsteuerrechtlich unbeachtlich, sofern diese Vereinbarung erst nach dem Bi-

lanzstichtag getroffen wird. Zudem hat der Bundesfinanzhof in dieser Entscheidung gegen die Höhe des 

Abzinsungssatzes (5,5 %) keine verfassungsrechtlichen Bedenken geäußert – zumindest für Jahre bis 

2010. | 

 

Sachverhalt 

Eine Steuerpflichtige erhielt in 2010 für ihren 

Gewerbebetrieb von einem Dritten ein lang-

fristiges, unverzinsliches Darlehen. Während 

einer Betriebsprüfung legte sie eine Zusatz-

vereinbarung mit einer ab dem 1.1.2012 be-

ginnenden Verzinsung von jährlich 2 % vor. 

Später wurde der Ursprungsvertrag aufgeho-

ben und rückwirkend ab 2010 eine Verzin-

sung mit 1 % vereinbart. Das Finanzgericht 

Köln erkannte das Darlehen zwar dem Grunde 

nach an, ließ die nachträglichen Verzinsungs-

abreden aber bilanziell unberücksichtigt, so-

dass sich ein Abzinsungsgewinn ergab. 

 

Der Bundesfinanzhof bestätigte insoweit die 

Entscheidung der Vorinstanz. Zeitlich nach dem 

jeweiligen Bilanzstichtag getroffene Zinsabre-

den können – selbst wenn sie zivilrechtlich rück- 

wirkend erfolgen – erst für künftige Wirtschafts-

jahre berücksichtigt werden. 

 

Den gesetzlichen Abzinsungssatz von 5,5 % 

hielt der Bundesfinanzhof jedenfalls im Jahr 

2010 noch für verfassungsgemäß. So lag der ver-

gleichsweise heranzuziehende Zins am Fremdka-

pitalmarkt Ende 2010 noch knapp unter 4 %. 

 

Beachten Sie | Der Bundesfinanzhof hat den 

Rechtsstreit an die Vorinstanz zurückverwiesen. 

Denn zu einem weiteren, von einem Schwager 

der Steuerpflichtigen gewährten Darlehen muss 

das Finanzgericht nun feststellen, ob dieses im 

Hinblick auf die Anforderungen an Angehö-

rigenverträge überhaupt dem Betriebsvermögen 

zuzuordnen ist. 
 
Quelle | BFH-Urteil vom 22.5.2019, Az. X R 19/17; BFH, 

PM Nr. 65 vom 10.10.2019 
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PERSONENGESELLSCHAFTEN UND DEREN GESELLSCHAFTER 

 

Neue Gestaltungsmöglichkeiten beim Investitionsabzugsbetrag 
 

| Nach neuer Sichtweise der Finanzverwaltung kann ein im Gesamthandsbereich einer Personengesell-

schaft beanspruchter Investitionsabzugsbetrag für Investitionen eines Gesellschafters im Sonderbe-

triebsvermögen verwendet werden. Da auch der umgekehrte Fall möglich ist, eröffnet das Gestaltungs-

möglichkeiten. | 

 

Unternehmen können für die künftige (Investiti-

onszeitraum von drei Jahren) Anschaffung oder 

Herstellung eines abnutzbaren beweglichen 

Wirtschaftsguts des Anlagevermögens bis zu 40 

% der voraussichtlichen Anschaffungs-/Herstel-

lungskosten gewinnmindernd abziehen. Der so 

erzielbare Steuerstundungseffekt soll Investitio-

nen erleichtern. Voraussetzung ist u.a., dass das 

Wirtschaftsgut mindestens bis zum Ende des 

dem Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Her-

stellung folgenden Wirtschaftsjahrs in einer in-

ländischen Betriebsstätte des Betriebs (fast) aus-

schließlich betrieblich genutzt wird. 

 

Da nur kleine und mittlere Unternehmen geför-

dert werden sollen, dürfen bestimmte Größen-

merkmale nicht überschritten werden. Die Grö-

ßenmerkmale hängen von der Art der Gewinner-

mittlung ab: 
 

 Gewinnermittlung durch Betriebsvermö-

gensvergleich:  

Betriebsvermögen ≤ 235.000 EUR, 
 

 Gewinnermittlung durch Einnahmen-Über-

schussrechnung:  

Gewinn ≤ 100.000 EUR (ohne Berücksichti-

gung eines Investitionsabzugsbetrags). 

 

Beachten Sie | Werden bis zum Ende des drei-

jährigen Investitionszeitraums keine (ausrei-

chenden) Investitionen getätigt, die zu Hinzu-

rechnungen geführt haben, sind insoweit noch 

vorhandene Investitionsabzugsbeträge in der 

Veranlagung (zinswirksam) rückgängig zu ma-

chen, in der der Abzug erfolgte. 

 

Neben Einzelunternehmen und Kapitalgesell-

schaften können auch Personengesellschaften 

den Investitionsabzugsbetrag nutzen. Dieser 

kann sowohl vom gemeinschaftlichen Gewinn 

als auch vom Sonderbetriebsgewinn eines Mit-

unternehmers abgezogen werden. Nachdem das 

Bundesfinanzministerium kürzlich einen für 

Personengesellschaften erfreulichen Beschluss 

des Bundesfinanzhofs zur Bildung eines Investi-

tionsabzugsbetrags umgesetzt hat, ist nun auch 

Folgendes zulässig:  
 

 Im Bereich des gemeinschaftlichen Gewinns 

einer Personengesellschaft in Anspruch ge-

nommene Investitionsabzugsbeträge können 

für begünstigte Investitionen eines ihrer Ge-

sellschafter im Sonderbetriebsvermögen ver-

wendet werden. 
 

 Entsprechendes gilt für im Bereich des Son-

derbetriebsgewinns eines Gesellschafters be-

anspruchte Investitionsabzugsbeträge bei be-

günstigten Investitionen im Gesamthands-

vermögen der Personengesellschaft. 

 

Durch die neue Verwaltungssichtweise können 

so steuerpflichtige Ergebnisse von einem zum 

anderen Gesellschafter verlagert werden. Dies 

kann insbesondere vor dem Hintergrund unter-

schiedlicher Steuersätze eine interessante Über-

legung sein. 
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Merke | Da das Gesamthands- und das Son-

derbetriebsvermögen als eine Einheit zu be-

trachten sind, sind folgende Gestaltungen in-

des nicht möglich:  
 

 Die Anschaffung eines begünstigten Wirt-

schaftsguts liegt nicht vor, wenn ein Ge-

sellschafter ein Wirtschaftsgut von der 

Personengesellschaft erwirbt oder 

 die Personengesellschaft oder ein anderer 

Gesellschafter ein Wirtschaftsgut erwirbt, 

das zuvor zum Sonderbetriebsvermögen 

eines Gesellschafters gehörte. 

 
Quelle | BMF-Schreiben vom 26.8.2019, Az. IV C 6 - S 

2139-b/07/10002-02; BFH-Beschluss vom 15.11.2017, 

Az. VI R 44/16 

 

 

PERSONENGESELLSCHAFTEN UND DEREN GESELLSCHAFTER 

 

Gewinnermittlung: Sonderbetriebsausgaben nicht im Folgejahr nachholbar 
 

| Werden Sonderbetriebsausgaben, die aus privaten Mitteln bestritten worden sind, im Jahr der Entste-

hung des Aufwands nicht berücksichtigt, kommt eine erfolgswirksame Nachholung in einem Folgejahr 

grundsätzlich nicht in Betracht. Dies hat kürzlich der Bundesfinanzhof entschieden. | 

 

Hintergrund: Zum Betriebsvermögen einer Per-

sonengesellschaft gehört in steuerlicher Hinsicht 

auch das Sonderbetriebsvermögen der Gesell-

schafter. Diese können Aufwendungen, die  

z. B. im Zusammenhang mit ihrer Beteiligung an 

der Personengesellschaft entstanden sind, als 

Sonderbetriebsausgaben gewinnmindernd gel-

tend machen. 

 

Sachverhalt 

Im Streitfall ging es um die steuerliche Be-

rücksichtigung von Rechtsanwaltskosten. 

Diese waren einer Gesellschafterin im Zuge 

einer gesellschaftsrechtlichen Auseinander-

setzung mit einem früheren Mitgesellschafter 

im Jahr 2008 entstanden.  
 

Die Gesellschafterin bezahlte die Rechnungen 

noch im selben Jahr aus privaten Mitteln. Die 

Kosten wurden für das Jahr 2008 jedoch nicht 

als Sonderbetriebsausgaben erklärt und blie-

ben demzufolge bei der Gewinnfeststellung 

unberücksichtigt.  
 

Fraglich war, ob die Kosten nach den Grunds-

ätzen des formellen Bilanzzusammenhangs 

noch im Jahr 2009 berücksichtigt werden kön-

nen. Doch das hat der Bundesfinanzhof abge-

lehnt. 

 

Im Streitfall war die bilanzielle Behandlung der 

Rechtsberatungskosten in 2008 fehlerhaft. Denn 

richtigerweise hätte zunächst eine Verbindlich-

keit gegenüber der Rechtsanwaltsgesellschaft im 

Sonderbetriebsvermögen der Gesellschafterin 

passiviert und der Aufwand als Sonderbetriebs-

ausgabe erfasst werden müssen.  

 

Dennoch kam eine Berücksichtigung nicht 

(mehr) in Betracht. Zwar kann ein unrichtiger 

Bilanzansatz im ersten verfahrensrechtlich noch 

offenen Folgejahr richtiggestellt werden. Weil 

die Gesellschafterin die Rechnungen aber noch 

im Jahr 2008 beglichen hatte, war zum 

31.12.2008 auch keine Verbindlichkeit mehr 

vorhanden bzw. zu bilanzieren. 
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Beachten Sie | Auch der unterlassene Ausweis 

einer Einlage half nicht weiter. Denn nach der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs können 

die Grundsätze des formellen Bilanzzusammen-

hangs keine Grundlage dafür sein, einen im Vor-

jahr zu Unrecht unterbliebenen Ausweis einer 

Einlage nachzuholen.  

 

Praxistipp | Die aktuelle Entscheidung zeigt, 

dass Gesellschafter einer Personengesellschaft 

rechtzeitig prüfen sollten, ob ihnen Sonderbe-

triebsausgaben entstanden sind und ob sie 

diese auch geltend gemacht haben.  

 
Quelle | BFH-Urteil vom 17.6.2019, Az. IV R 19/16 

 

UMSATZSTEUERZAHLER 

 

Vorsteuerabzug bei Übernahme von Umzugskosten für Arbeitnehmer 
 

| Übernimmt ein Unternehmen die Umzugskosten seiner Arbeitnehmer wegen einer konzerninternen 

Funktionsverlagerung aus dem Ausland in das Inland, ist nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ein Vor-

steuerabzug möglich, wenn ein übergeordnetes betriebliches Interesse an dem Umzug besteht. | 

 

Sachverhalt 

Wegen einer konzerninternen Funktionsverla-

gerung wurden im Ausland tätige Mitarbeiter 

an den Standort einer neu gegründeten Gesell-

schaft (GE) in Deutschland versetzt. GE un-

terstützte die Mitarbeiter bei der Wohnungs-

suche und zahlte Maklerprovisionen aus ihr 

erteilten Rechnungen. Der Bundesfinanzhof 

musste nun entscheiden, ob hierdurch eine 

steuerpflichtige Leistung erbracht wird und ob 

die in den Rechnungen ausgewiesene Umsatz-

steuer als Vorsteuer abziehbar ist. 

 

Vorliegend wird keine steuerpflichtige Leistung 

erbracht. Eine Entnahme lag nicht vor, weil ein 

vorrangiges Unternehmensinteresse bestand, erfah-

rene Mitarbeiter an den neuen Standort zu holen.  

 

Auch für den zulässigen Vorsteuerabzug war das 

überwiegende betriebliche Interesse entschei-

dend, hinter dem das Arbeitnehmerinteresse an 

der Begründung eines neuen Wohnorts zurück-

trat. 

 

Beachten Sie | Ob bei Inlandsumzügen analog zu 

entscheiden ist, musste der Bundesfinanzhof 

nicht klären. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 6.6.2019, Az. V R 18/18; BFH, 

PM Nr. 64 vom 10.10.2019 

 

 

ARBEITGEBER 

 

Sachbezugswerte für 2020 stehen fest 
 

| Die Sachbezugswerte für 2020 stehen nach der Zustimmung des Bundesrats fest. Der monatliche Sach-

bezugswert für freie Unterkunft steigt in 2020 um 4 EUR auf 235 EUR. Der monatliche Sachbezugswert 

für Verpflegung beträgt 258 EUR (in 2019 = 251 EUR). | 
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Hintergrund: Durch die Sozialversicherungsent-

geltverordnung werden amtliche Sachbezugs-

werte für freie Unterkunft und Verpflegung fest-

gelegt, die auch steuerlich für die Bewertung von 

geldwerten Vorteilen bindend sind. Die Werte 

werden jährlich an die Entwicklung der Verbrau-

cherpreise angepasst. 

 

Aus dem monatlichen Sachbezugswert für Ver-

pflegung abgeleitet, ergeben sich nachfolgende 

Sachbezugswerte für die jeweiligen Mahlzeiten: 

 

Sachbezugswerte für 2020 (Werte für 2019 in 

Klammern) 

Mahlzeit monatlich kalendertäg-

lich 

Frühstück 54 EUR (53 

EUR)  

1,80 EUR 

(1,77 EUR) 

Mittag- bzw. 

Abendessen 

102 EUR 

(99 EUR) 

3,40 EUR 

(3,30 EUR) 
 

Der Ansatz der amtlichen Sachbezugswerte kann 

zum Beispiel bei folgenden Sachverhalten erfol-

gen:  
 

 Übliche Mahlzeitengestellungen während ei-

ner Auswärtstätigkeit, sofern diese durch 

den Arbeitgeber oder auf Veranlassung des 

Arbeitgebers von einem Dritten zur Verfü-

gung gestellt werden. 
 

 Arbeitstägliche Mahlzeitengestellung durch 

Ausgabe von Essensgutscheinen/Restaurant-

schecks oder durch Essenszuschüsse, wenn 

der Zuschuss den amtlichen Sachbezugswert 

der Mahlzeit um nicht mehr als 3,10 EUR 

übersteigt. 

 
Quelle | Elfte Verordnung zur Änderung der Sozialversi-

cherungsentgeltverordnung, BR-Drs. (B) 427/19 vom 

8.11.2019 

 

 

ARBEITNEHMER 

 

Weitere steuerliche Maßnahmen im Klimaschutzprogramm 2030 
 

| Am 15.11.2019 hat der Bundestag das „Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im 

Steuerrecht“ verabschiedet. Jetzt muss noch der Bundesrat zustimmen. Enthalten sind einige Steuerent-

lastungen, die Arbeitnehmer im Blick haben sollten. | 

 

Erhöhung der Entfernungspauschale 

 

Die Entfernungspauschale für Berufspendler soll 

ab 2021 um dann 5 Cent auf 35 Cent ab dem 21. 

Kilometer erhöht werden (für die ersten 20 Ki-

lometer bleibt die Pauschale von 30 Cent je Ent-

fernungskilometer bestehen). Ende 2026 soll 

diese Regelung auslaufen.  

 

Ebenfalls befristet auf sechs Jahre soll die Anhe-

bung der Entfernungspauschale auch für Famili- 

enheimfahrten bei der doppelten Haushaltsfüh-

rung gelten.  

 

Einführung einer Mobilitätsprämie 

 

Alternativ zu den erhöhten Entfernungspauscha-

len sollen Geringverdiener für die Veranla-

gungszeiträume 2021 bis 2026 auch eine soge-

nannte Mobilitätsprämie wählen können. Fol-

gende Regelungen sind vorgesehen: 
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Bemessungsgrundlage der Mobilitätsprämie 

sind die erhöhten Entfernungspauschalen, aller-

dings begrenzt auf den Betrag, um den das zu 

versteuernde Einkommen den steuerfreien 

Grundfreibetrag (in 2020: 9.408 EUR) unter-

schreitet.  

 

Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften aus nicht-

selbstständiger Arbeit gilt dies nur, soweit die er-

höhten Entfernungspauschalen zusammen mit 

den übrigen Werbungskosten den Arbeitnehmer-

Pauschbetrag in Höhe von 1.000 EUR überstei-

gen.  

 

Die Mobilitätsprämie beträgt 14 % dieser Be-

messungsgrundlage.  

 

Beispiel 

Arbeitnehmer (AN) A fährt an 150 Tagen 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-

stätte. Die einfache Entfernung beträgt 40 Ki-

lometer. Seine übrigen Werbungskosten be-

tragen 500 EUR. Sein zu versteuerndes Ein-

kommen (zvE) beträgt 7.000 EUR. 
 

Ermittlung Werbungskosten 

Entfernungspauschale für die ersten 20 km = 

900 EUR (150 Tage x 20 km x 0,30 EUR). 
 

Erhöhte Entfernungspauschale ab dem 21. km 

= 1.050 EUR (150 Tage x 20 km x 0,35 EUR). 
 

Gesamte Werbungskosten = 2.450 EUR (900 

EUR + 1.050 EUR + 500 EUR). Der AN-

Pauschbetrag (1.000 EUR) wird somit um 

1.450 EUR überschritten. Davon entfallen auf 

die erhöhte Entfernungspauschale 1.050 EUR. 
 

Ermittlung Mobilitätsprämie 

Das zvE (7.000 EUR) unterschreitet den 

Grundfreibetrag (9.408 EUR) um 2.408 EUR.  
 

Die erhöhte Entfernungspauschale (1.050 

EUR) liegt innerhalb des Betrags, um den das 

zvE den Grundfreibetrag unterschreitet und 

hat insoweit zu keiner Entlastung geführt. Die 

Mobilitätsprämie beträgt somit 147 EUR 

(1.050 EUR x 14 %). 

 

Beispiel (Abwandlung) 

Wie das Beispiel zuvor, aber A hat keine sons-

tigen Werbungskosten und das zvE beträgt  

9.000 EUR. 
 

Ermittlung Werbungskosten 

Die Werbungskosten (1.950 EUR) über-

schreiten den AN-Pauschbetrag um 950 EUR. 

Von der erhöhten Entfernungspauschale 

(1.050 EUR) sind folglich auch nur 950 EUR 

für die Mobilitätsprämie berücksichtigungsfä-

hig.  
 

Ermittlung Mobilitätsprämie 

Das zvE (9.000 EUR) unterschreitet den 

Grundfreibetrag (9.408 EUR) um 408 EUR.  
 

Die erhöhte Entfernungspauschale (950 EUR) 

liegt mit 408 EUR innerhalb des Betrags, um 

den das zvE den Grundfreibetrag unterschrei-

tet und hat in dieser Höhe zu keiner steuerli-

chen Entlastung geführt. 542 EUR (950 EUR 

abz. 408 EUR) haben sich hingegen über den 

Werbungskostenabzug ausgewirkt. Die Mobi-

litätsprämie beträgt somit 57 EUR (408 EUR 

x 14 %). 

 

Beachten Sie | Der Anspruchsberechtigte muss 

die Mobilitätsprämie beim Finanzamt beantra-

gen – und zwar bis zum Ablauf des vierten Ka-

lenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in 

dem die Mobilitätsprämie entstanden ist. 

 
Quelle | Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzpro-

gramms 2030 im Steuerrecht, BT-Drs. 19/15125 vom 

13.11.2019 
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ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Verzugszinsen 
 

| Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1.1.2002 der Basiszinssatz nach § 247 BGB anzu-

wenden. Die Höhe wird jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres neu bestimmt. | 

 

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1.7.2019 bis 

zum 31.12.2019 beträgt -0,88 Prozent.  

 

Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen: 

 für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 4,12 

Prozent 

 für den unternehmerischen Geschäftsver-

kehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 8,12 Prozent* 

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 

29.7.2014 entstanden sind: 7,12 Prozent. 

 

Die für die Berechnung der Verzugszinsen anzu-

wendenden Basiszinssätze betrugen in der Ver-

gangenheit: 

 

Berechnung der Verzugszinsen 

Zeitraum Zins 

vom 1.1.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2017 bis 30.6.2017 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2016 bis 30.6.2016 -0,83 Prozent 

vom 1.7.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent 

vom 1.1.2015 bis 30.6.2015 -0,83 Prozent 

vom 1.7.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent 

vom 1.1.2014 bis 30.6.2014 -0,63 Prozent 

vom 1.7.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent 

 

ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Verbraucherpreisindex 
 

| Der Verbraucherpreisindex für Deutschland gibt die durchschnittliche prozentuale Preisveränderung 

sämtlicher Waren und Dienstleistungen des privaten Bedarfs in Deutschland an. Bezugsjahr des derzei-

tigen Indexwertes ist das Jahr 2015. | 

 

Monat OKT 2018 DEZ 2018 MRZ 2019 JUN 2019 SEP 2019 OKT 2019 

Indexwert 104,9 104,2 104,2 105,7 106,0 106,1 

Veränderung zu Vorjahr +2,3% +1,6% +1,3% +1,6% +1,2% +1,1% 

 

Teilweise sind Verträge derart an den Verbrau-

cherpreisindex gekoppelt, dass eine Anpassung 

der Entgelte und die entsprechende Höhe von der 

Entwicklung dieses Indexes abhängig gemacht 

wird. 

Quelle | Statistisches Bundesamt unter www. destatis.de/ 

DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/ 

Verbraucherpreisindizes/Tabellen_/Verbraucherpreise 

 



 
Seite 

DEZ 2019  14 

ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Steuern und Beiträge Sozialversicherung: Fälligkeitstermine in 12 / 2019 
 

| Im Monat Dezember 2019 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten: | 

 

Steuertermine (Fälligkeit): 

Dienstag, 10.12.2019 

 Umsatzsteuer für Monat NOV 2019 

 Umsatzsteuer für Monat OKT 2019 * 

 Lohnsteuer für Monat NOV 2019 

 Einkommensteuer für Quartal IV 2019 

 Kirchensteuer für Quartal IV 2019 

 Körperschaftsteuer für Quartal IV 2019 

* bei Dauerfristverlängerung 

 

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem 

Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-

keitstermin vorliegen.  

Beachten Sie | Die für alle Steuern geltende drei-

tägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäteten 

Zahlung durch Überweisung endet am 

13.12.2018. Es wird an dieser Stelle nochmals 

darauf hingewiesen, dass diese Zahlungsschon-

frist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck 

gilt. 

 

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit): 

Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

fällig, für den Beitragsmonat Dezember 2019 am 

Montag, den 23.12.2019. 

  

 

 

Haftungsausschluss 

Der Inhalt dieses Steuer-Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 

Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung und Gewähr 

auszuschließen. Der Steuer-Newsletter ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung; für Entschei-

dungen, welche der Leser nur aufgrund dieses Steuer-Newsletters ohne eine diesbezügliche persönliche 

Beratung trifft, wird keine Haftung übernommen. 

 
 

Wenn einzelne Themen Ihr Interesse gefunden haben und Sie noch Verständnisprobleme, Fragen und 
Hinweise haben oder eine weitergehende Beratung wünschen, setzen Sie sich bitte mit der Kanzlei in 
Verbindung: 
 
per Telefon: 03733 / 6759465 
per Telefax: 03733 / 6759469 
per E-Mail: info@nr-stb.tax 


